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2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Alle Schiessanlagen müssen der Gesetzgebung in Sachen 
Lärmbekämpfung (Lärmschutz-Verordnung - LSV -, insbesondere 
Anhang 7) und in Sachen Bodenschutz (Bundesverordnung über 
die Sanierung von belasteten Standorten - Altlasten-Verordnung) 
angepasst werden. Die dazu eingeräumte Frist läuft bis zum 
31. März 2002.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die gesetzliche Verpflichtung hinsichtlich neuer Bauzonen soll 
vermeiden, dass diese bis in die Nähe einer bestehenden 
Schiessanlage erweitert werden, was binnen kurzer Zeit zur 
Schliessung der betreffenden Anlage führen würde.

Mitwirkende Stellen

MBSA, AfU, eidg. Schiessoffizier 
und BRPA

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie in Bearbeitung

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan




